
Ökonomisierung  
in der Medizin 
Unter der Überschrift „Ökonomie 
schlägt Medizin“ hatte der Präsident 
der Sächsischen Landesärztekammer, 
Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze, 
sowie das Vorstandsmitglied, Dr. 
med. Steffen Liebscher, im Heft 
9/2012 die Leser des „Ärzteblatt 
Sachsen“ dazu aufgerufen, Beispiele 
für Fehlsteuerungen in der Medizin 
durch Ökonomisierung sowie Aus-
wirkungen auf die ärztliche Tätigkeit 
anonym zu benennen. Es gab auf 
diesen Aufruf nur wenige, dafür aber 
sehr eindrückliche Zuschriften von 
Unfall- und Handchirurgen, Allge-
meinmedizinern, Psychotherapeuten, 
Orthopäden, Mikrobiologen und 
Frauenärzten. Darin wurden insbe-
sondere der rasante Wertewandel, 
der Versuch einer Gesundheitsplan-
wirtschaft im System einer sozialen 
Marktwirtschaft, die Bürokratie – 

„Dokumentations- und Zertifizie-
rungs-Unwesen“, „Überfluss an Akten 
und Festplatten“ –  sowie der Hang 
zu Maßlosigkeit und Maßstablosig-
keit kritisiert. Knappe Budgets bräch-
ten Ärzte heute an die Grenzen der 
Zumutbarkeit. Oft bliebe keine Zeit 
für die eigentliche Arbeit, kein Raum 
für Eigenverantwortlichkeit. „Der ge -
 sunde Menschenverstand tritt zu -
rück.“  Es erfolge keine individuelle 
fürsorgliche, patientenorientierte Be -
handlung mehr. Die Bürokratisierung 
des Arztberufs führe zur enormen 
Einengung des geistigen Horizonts.

Kulturverlust
Ein auf Wettbewerb ausgerichtetes 
System mache aus hilfsbedürftigen 
Menschen Kunden und Profitquelle, 
schreiben die Ärzte. Dabei gäbe es 
im Hippokratischen Eid und Ärztege-
löbnis kein Hinweis auf die Ökono-
mie. Die anstehenden Probleme wür-
den aber mit Methoden der Markt-
wirtschaft in Form von Verordnung 
zur Senkung der Arzneimittelkosten, 
Rabattverträgen, Zuzahlungsgebüh-
ren-Befreiung, Budgetierung und 
Regressverfahren geregelt. 

Das „Diktat der Ökonomie“ gelte 
damit auch bei der Rezeptausstel-
lung: Die Feststellung der Kosten des 
zu rezeptierenden Medikaments 
erfordere ein Vielfaches an Zeit der 
Indikationsfindung. Die Manager 
und Verwaltungsdirektoren im Ge -
sundheitswesen seien nicht mehr 
vom Menschsein geprägt, keine 
Zuwendung, keine Anteilnahme und 
keine Zeit für Kranke.

Verlust des Vertrauensverhältnisses
Die Ökonomisierung zerstöre das 
Vorschussvertrauensverhältnis zwi-
schen Patient und Arzt. Die Politiker 
seien taub. Vermeintliche Interessen-
vertreter entpuppen sich als Fach-
arztbekämpfer. Früher habe es auch 
eine kollegialere Zusammenarbeit 
gegeben, man unterstützte sich bei 
Fragen der Abrechnung und der Ver-
tretung. Bei Behandlungen von Kol-
legen berechnete man nur die tech-
nischen Ausgaben. 

Privatisierung von Krankenhäusern
Die Privatisierung von Krankenhäu-
sern wurde ebenfalls kritisiert. Als 
Beispiel wurde eine Stadt in Ostsach-
sen aufgeführt, die 49 Prozent ihrer 
Anteile an einer Klinik an einen Kon-
zern veräußert habe. Seitdem voll-
ziehe sich ein deutlicher Wandel zur 
Ökonomisierung. Der Einkaufsver-
bund des privaten Trägers habe die 
zur Verfügung stehenden Gerät-
schaften auf nur wenige Anbieter 
eingeschränkt, dadurch stünden in 
vielen Bereichen die qualitativ hoch-
wertigen Geräte nicht mehr zur Ver-
fügung (OP-Kleidung, Abdecktücher, 
spezielle Katheter und Sonden, 
Klammernahtgeräte). Und urplötz-
lich sind drei Kollegen zu viel. Grund-
lage dieser Feststellung seien „imagi-
näre“ INEK-Zahlen. 
Bei zunehmenden Fallzahlen (bei 
allerdings exakter Indikationsstel-
lung) wüssten Ärzte kaum noch, wie 
sie Routinearbeiten schaffen sollen. 
Dennoch werde das Aufgabenspekt-
rum durch den verstärkten Einsatz 
der Mitarbeiter in der Rettungsstelle 
erweitert. In anderen Kliniken wür-
den frei werdende Stellen nicht oder 
nicht zeitnah nachbesetzt, sodass es 
insgesamt zu einer enormen Arbeits-
verdichtung komme.
Die Versorgung stationärer Patienten 
würde deutlich beeinträchtigt, zumal 
manche Stationen zeitweise ohne 
ärztliche Betreuung auskommen 
müssten. Durch den Abzug von Ärz-
ten aus der klinikspezifischen Arbeit 
sei die qualitativ hochwertige Versor-
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Von der Kassenärztlichen Vereini-
gung Sachsen werden folgende Ver-
tragsarztsitze zur Übernahme veröf-
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Hausärztliche Versorgung
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gung gefährdet. Es gäbe harte 
Kämpfe im OP um die (zu) knapp 
bemessenen Kapazitäten. Die Ver-
kürzung der postoperativen Liege-
dauer in den Kliniken würde nicht 
kritisch hinterfragt, sondern noch 
weitergehende „Effektivitätsmaß-
nahmen“ er  griffen. Für die Ausbil-
dung der jungen Kollegen bliebe 
kaum noch Zeit. Die Diskussionen 
zur Nachwuchsgewinnung, besseren 
Arbeitszeiten und Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie scheinen an dieser 
Klinik vorbei zu gehen.

Onkologie
In der onkologischen Versorgung 
würde ignoriert, dass es sich um 
schwerkranke Patienten handelt, 

nicht um handelnde Kunden oder 
Unternehmer. Dieses Modell sei 
ebenfalls ausschließlich auf Effektivi-
tät und ökonomischen Nutzen aus-
gerichtet. Die Patienten werden 
nicht mehr als leidende Menschen 
gesehen, die Hilfe suchen, sondern 
als Kunden, die dem finanziellen 
Gewinn dienen. Versorgungs- oder 
Fürsorgeauftrag komme nicht mehr 
vor.

Politische Diskussion notwendig
Der Präsident hat sich bei den Auto-
ren ausdrücklich für die Zuschriften 
und die offene Meinungsäußerung 
bedankt. Die geschilderten Beispiele 
will der Präsident sowie der Vorstand 
als Grundlage für die weitere berufs- 

und gesundheitspolitische Arbeit 
verwenden. Insbesondere in den Ge -
sprächen mit Krankenhausdirektoren, 
den Berufsverbänden aber auch mit 
den Vertretern der Bundes- und Lan-
despolitik dienen die Zuschriften als 
Diskussionsgrundlage. 

Auf Initiative von Prof. Dr. Schulze 
hatten sich der 116. Deutsche Ärzte-
tag und auch der 23. Sächsische Ärz-
tetag mit der Ökonomisierung der 
Medizin ausführlich beschäftigt. 
Berichte dazu finden Sie im „Ärzte-
blatt Sachsen“, Heft 6/7, 2013.

Knut Köhler M.A.
Leiter Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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Postmortale Nöte
Herrn Dr. med. Steffen Liebscher
Vorstand der Sächsischen 
Landesärztekammer
Schützenhöhe 16, 01099  Dresden

Sehr geehrter, lieber Herr Kollege 
Liebscher,
ich brauche mich nicht vorzustellen 
– wir kennen uns aus jahrelanger 
gemeinsamer Arbeit in Aue.
Ich danke Ihnen, dass Sie als Vor-
standsmitglied im Heft 8/2013 des 

„Ärzteblatt Sachsen“ dieses Problem 
angesprochen haben, das (siehe Ärz-
tetag Hannover) nach jahrelanger 
Unterdrückung allmählich an die 
Öffentlichkeit drängt.
Als nach dem unkritisch-arroganten 
Überstülpen der altbundesdeutschen 
Verhältnisse die Obduktionen in den 
neuen Ländern in kurzer Zeit abge-
würgt wurden, erhoben viele nam-
hafte Kollegen in Ost  und   West  
ihre warnende Stimme. Da aber die 
Pathologie keine Lobby hat, verhall-
ten diese Rufe ungehört.
Es ist eine Frage von Ehrlichkeit zu 
sagen, dass man in vielen Fällen die 
Todesursache nicht kennt, und mei-
nes Erachtens haben zu viele Ärzte 
viel zu lange dieses Kaschierspiel mit-
gespielt und auf dem Totenschein 
irgendeine Vermutung dokumentiert. 
Das Unfaire dieser „Regelung“ be -
steht darin, dass damit die überge-
ordneten Behörden die Verantwor-

tung an den ausstellenden Arzt ab -
schieben.
Inzwischen ist eingetreten, was kom-
men musste: Es gibt auch die für 
eine Änderung nötigen Obduzenten 
nicht mehr, weil ihre Stellen gestri-
chen wurden und die Kollegen ent-
weder ins Ausland abgewandert 
oder in den Altersruhestand getreten 
sind. Selbst Nachwuchs lässt sich 
nicht mehr gewinnen, da an den 
Unis so wenig obduziert wird, dass 
niemand mehr ausreichend Erfah-
rung erlangen kann. In meiner Zeit 
hat ein Facharzt für Pathologie vor 
seiner Prüfung ein- bis zweitau-
send(!) Obduktionen durchgeführt...
Natürlich steht staatlicherseits das 
Argument der Bezahlbarkeit, aber 
dafür gibt es Stellhebel. Wenn man 
auf die teuren Militäreinsätze im 
Ausland verzichtete (schließlich hat 
keins der betreffenden Länder 
Deutschland angegriffen!), würden 
viele Milliarden frei. Und es gibt wei-
tere einschlägige Ideen...
Aber auch die Sinnfrage muss neu 
gestellt werden: Allein wegen der 
Todesursachenstatistik ist eine allge-
meine Erhöhung der Sektionsquote 
wohl nicht berechtigt.
Dafür reichte auch eine nahezu voll-
ständige Obduktion einer oder 
zweier relevanter Bevölkerungsgrup-
pen ähnlich dem viel zitierten „Gör-
litzer Modell“ aus der DDR-Zeit.
Und vielleicht bietet auch die 
moderne Technik Ansatzpunkte? Ein 

implantierter Chip könnte wesentli-
che Werte registrieren und sowohl 
für die Lebenddiagnostik als auch 
post mortem ausgelesen werden. 
Aber auch dieses Verfahren kostet 
Geld. (Ich hoffe, dass mir meine ehe-
maligen Kollegen solche abartigen 
Gedanken verzeihen – sie entsprin-
gen der Suche nach Notlösungen.) 
Auf jeden Fall sollte die Obduktion 
bei Todesfällen in zeitlichem Zusam-
menhang mit ärztlichen Handlungen 
und Verordnungen sowie bei Wunsch 
der Angehörigen gewährleistet sein.
An meiner letzten Arbeitsstelle ließ 
der Chefarzt der Urologischen Klinik 
praktisch jeden seiner verstorbenen 
Patienten sezieren...
Ein letzter Gedanke, der in Ihrem 
Beitrag nicht direkt anklingt: Aus 
meiner Erfahrung könnte die Mehr-
heit der Ärzte davon profitieren, 
wenn sie Obduktionen nutzen und 
erleben könnten... Die elektronische 
Simulation vermag viel, aber eben 
nicht alles.
Lieber Herr Kollege Liebscher, nichts 
für ungut – ich wünsche Ihnen 
Gesundheit und viel Kraft für Ihre 
Arbeit in Dresden und in der Heimat!

Mit besten Grüßen

Dr. med. Werner Büttner, Dittersdorf

P.S.: Im Deutschen Ärzteblatt habe ich mich 
im Laufe der Jahre mehrfach zu dieser Frage 

geäußert, aber – s.o. Zumindest ist meine 
Sparte nicht protestlos untergegangen...




